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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Kreisverbände Offenbach-Stadt und -Land

Stellungnahme der GEW-Mitgliederversammlung Offenbach-Land und des GEW-Kreisvorstands Offenbach-Stadt vom 9.11.05

zum Vertretungskonzept „Unterrichtsgarantie Plus – für eine verlässliche Schule“ der hessischen Kultusministerin

Eine gute Vertretungsregelung braucht zusätzliche LehrerInnen!

Frau Wolff, Ihre Art der Vertretungsregelung lehnen wir entschieden ab!

Die vollmundige Ankündigung der Kultusministerin, für 2006 die Vertretungsmittel für Schulen von 26 Mio. € um 16 Mio. € auf 42 Mio. € aufzustocken, um damit ein verlässliches Unterrichtsangebot (Betreuung bereits zum ersten, Fachunterricht spätestens am dritten Tag des Ausfalls einer Lehrkraft) zu garantieren, weckt falsche Hoffnungen bei den Eltern und stellt die Schulen vor kaum lösbare Aufgaben!

Falsch sind die Hoffnungen insofern, als schon im Landeshaushalt 2005 43 Mio. € für Vertretungsmittel eingestellt waren und deshalb von einer Erhöhung dieser Mittel nicht die Rede sein kann.

· Bereits in den letzten Schuljahren wurden Vertretungsmittel zur Abdeckung regulären Unterrichts eingesetzt, was deutlich macht, dass zuerst einmal die 100 %ige Unterrichtsabdeckung mit ordentlichen Planstellen einzulösen ist, bevor über Vertretung nachgedacht wird.
Das sieht die Kultusministerin offensichtlich ähnlich: sind doch im Landeshaushalt 2006 300 zusätzliche Planstellen vorgesehen. Aber auch die reichen nicht aus: nach Berechnungen des Hauptpersonalrates der Lehrerinnen und Lehrer beim hessischen Kultusministerium müssten in Hessen zur vollen Unterrichtsabdeckung mehr als 2.000 LehrerInnen eingestellt werden!

· Den Schulen wird mit der beabsichtigten selbstständigen Verfügung über bestimmte Vertretungsmittel und der Verpflichtung, ab dem dritten Tag von ausfallendem Unterricht für ein verlässliches Unterrichtssangebot zu sorgen, der schwarze Peter für eine unzureichende Lehrerversorgung zugeschoben und sie werden zugleich vor erhebliche Umsetzungsprobleme gestellt:
Wer wird bereit und in der Lage sein, auf Abruf stundenweise zur Verfügung zu stehen? Wie sieht es mit dem Interesse für Brennpunktschulen aus? Wer soll die neuen HilfslehrerInnen betreuen? Wie sind diese Kräfte in die kontinuierliche pädagogische Arbeit der jeweiligen Schule eingebunden? Wie steht es mit den dienstrechtlichen Befugnissen (Klassenarbeiten, Aufsicht etc.)? Alles ganz „schnell und unbürokratisch“? Im Gegenteil: viel Mehrarbeit an der Schule, ohne Erfolg garantieren zu können! 

· Wenn in Zukunft zwei Drittel der Vertretungsmittel den Schulen direkt – d.h. ohne Zwischenschaltung des Staatl. Schulamts – zur kurzfristigen Organisation von Vertretungspersonal in die Hände gegeben werden. ist der Schaffung prekärer Arbeitsverhältnisse unterhalb der schon problematischen befristeten BAT-Verträge Tür und Tor geöffnet. Denn mit Billigkräften auf Basis von Honorarverträgen ohne jegliche soziale Absicherung und ohne berufliche Perspektive für die Vertragsinhaber lässt sich der kurzfristige Vertretungsbedarf aus den vorhandenen Mitteln „am besten“ abdecken.

· Schließlich wirkt sich eine stundenweise Beschäftigung von Vertretungskräften auch auf die Unterrichtsqualität aus, denn für die meisten Schulen wird es nicht möglich sein, hochflexible und fachlich qualifizierte Personen für einen solchen Bereitschaftsdienst zu finden.
Das Kultusministerium weist selbst auf „Lehrkräfte in Elternzeit, Pensionäre, Lehramtsstudierende und andere“ hin, auf die zurückgegriffen werden soll. Offensichtlich ist damit die pädagogische Qualifikation der Vertretungskräfte von untergeordneter Bedeutung – entscheidend ist die Vermeidung von Unterrichtsausfall. Damit wird eine Verschlechterung der hochbeschworenen Unterrichtsqualität bewusst in Kauf genommen (PISA lässt grüßen!).

Wir fordern eine verlässliche Schule, die diesen Namen verdient:

· vollständige Unterrichtsabdeckung, auch für die notwendigen Förder- und Differenzierungsmaßnahmen, durch eine entsprechende Zuweisung von Lehrerstellen

· zusätzlich eine 10 %ige Vertretungsreserve mit ausgebildeten Lehrkräften

· den Einsatz von nur kurzfristig vertraglich gebunden Vertretungskräften lehnen wir entschieden ab, denn erfolgreicher Unterricht ist ohne vertrauensvolle Beziehungen zwischen Lehrenden und Lernenden nicht möglich!

Wir weisen die von der Landespolitik geforderte „Selbstständigkeit“ und „Eigenverantworung“ der Schulen zurück, wenn diese „Autonomie“ bedeutet, dass die Schulen die Verantwortung für die Versäumnisse von Parlament und Regierung übernehmen sollen!

Einstimmiger Beschluss
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